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BUNDESMINISTERIUM fiir
WIRTSCHAFT und ARBEIT





An das

Bundesministerium für Soziale

Sicherheit, Generationen und

Konsumentenschutz

----Adresse---


Name/Durchwahl:


Mag. Haas/5435

Geschäftszahl:


BMWA-15.000/5011-Pers/6/2004
Antwortschreiben bitte unter Anführung

der Geschäftszahl an die E-Mail-Adresse

post@pers6.bmwa.gv.at richten.

Betreff: Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines Schlichtungsstellengesetzes und einer BEinstG-Novelle;

Vorbegutachtung; Stellungnahme des BMWA

zu do. GZ: 44.001/56-1/03 vom 19.1.2004

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit beehrt sich, zu o.a. Vorbegutachtungsentwurf folgendes mitzuteilen:

I. Zur Behindertengerechtheit des AMS

Hinsichtlich der Regelungen über die Zugänglichkeit und Benutzbarkeit von öffentlichen Gebäuden bzw. Internettauftritten ist, was das Arbeitsmarktservice betrifft anzumerken, dass ein Anpassungsbedarf sicherlich gegeben sein wird.

Zur Feststellung der Behindertengerechtheit der Dienststellen des AMS im Sinne des vorliegenden Entwurfes bedarf es einer eingehenden Analyse des Ist-Zustandes der Gebäude. Erst an Hand dieser lassen sich allfällig notwendige künftige Investitionshöhen abschätzen.

Um einen absolut barrierefreien AMS-Internetauftritt gewährleisten zu können, bedarf es einer gerade in gang befindlichen Überarbeitung der Textversion und insbesondere einer Adaption der Applikation „e-jobroom“. Grob geschätzt würden diese Veränderungen einen Aufwand bis zu einer Höhe von € 50.000,-- verursachen.

Damit die notwendigen Änderungen auch tatsächlich mit Inkrafttreten der neuen Bestimmungen abgeschlossen sein können, wäre es hilfreich, wenn ein entsprechender Zeitplan erstellt und zur Verfügung gestellt werden könnte.

II. Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zu Artikel 1 des Entwurfes (Behindertengleichstellungsgesetz - BGStG):
Zu Artikel I:

Da es sich beim Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes um eine Neuerlassung eines Gesetzes und keine Novellierung handelt, wird im Hinblick auf die Beschlüsse der Bundesregierung betreffend den geschlechtergerechten Sprachgebrauch angeregt, den Entwurf explizit geschlechtsneutral zu formulieren, indem sowohl die männliche als auch die weibliche Form in den einzelnen Gesetzesbestimmungen verwendet wird. Dies wäre auch in legistischer Hinsicht nicht aufwendig, da in den meisten Bestimmungen ohnehin die geschlechtsneutralen Begriffe "Menschen" und "Personen" verwendet werden.

Zu Artikel II:
Zu § 3:
Der Formulierung des Entwurfes wird der Vorzug gegeben, da die Variante des Forums Gleichstellung schwer verständlich formuliert ist und eine Reihe unbestimmter Gesetzesbegriffe enthält. Außerdem ist der Geltungsbereich in der Variante sehr weitreichend, indem zB auch Personen, die einmal behindert waren, es aber nicht mehr sind, geschützt werden und ein sehr weitgehender Viktimierungsschutz vorgesehen ist.

Aus systematischen Gründen sollte diese Bestimmung aber in den Geltungsbereich (§ 2) aufgenommen werden, zumal § 3 nicht nur eine bloße Begriffsbestimmung der Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 2 enthält, sondern auch Menschen ohne Behinderungen dem vom Gesetz erfassten Personenkreis angehören sollen.

Zu § 4:
Da es sich bei dieser Regelung um eine bloße Begriffsbestimmung ohne Rechtsfolgen handelt, erscheint es aus systematischen Gründen zweckmäßiger, die Definition im zweiten Abschnitt im Zusammenhang mit der Diskriminierung, wo dieser Begriff verwendet wird, vorzunehmen.

Zu § 6:

Die Reichweite dieser Bestimmung ist unklar. Soweit es um die Kommunikation von behinderten Personen geht, müsste entsprechend zur Möglichkeit, sich in einer bestimmten Sprache zu äußern, auch der Empfang von Mitteilungen angesprochen werden ( z.B. Braille-Schrift für Blinde ). Die gegenständliche Bestimmung bezieht sich allerdings ausdrücklich nur auf die Gebärdensprache, sodass dies ausgeschlossen wäre.

Unklar ist weiters, ob die Verwendung der Gebärdensprache auch außerhalb von behördlichen Verfahren erfasst ist, z.B. im schulischen Unterricht, und welche Auswirkungen gegebenenfalls das Recht auf Verwendung der Gebärdensprache hier hat.

Zu § 9:

In Abs. 3 sind jeweils unterschiedliche Adressatenkreise angesprochen (Menschen mit Behinderungen in Z 2, 6 und 7, mobilitäts-oder sinnesbehinderte Menschen in Z 1, 3 und 5 und sinnesbehinderte Personen in Z 4), wobei die Unterscheidung auf den ersten Blick nicht einsichtig ist und zumindest näher erläutert werden sollte.

Zu § 10:
Die Regelung ist systematisch verfehlt. Es geht um Fälle der Belästigung durch Beschäftigte eines in Anspruch genommenen Dienstleisters, also um die Frage der Gehilfenhaftung. Es ist davon auszugehen, dass deren Verhalten immer dem Rechtsträger zuzuordnen ist. Die Regelung der Belästigung von Arbeitnehmer/inne/n ist dafür kein passendes Vorbild, da deren Hintergrund die Schutzpflichten aus dem Arbeitsvertrag sind.

Zu § 12:
In Abs. 2 wäre im Fall des § 10 Abs. 2 auch ein Schadenersatzanspruch gegenüber dem Beklagten (Dienstleister, der zur Erfüllung seines Vertrages Arbeitnehmer einsetzt ) zu normieren. Der Wortlaut des Abs. 2 letzter Satz sollte wie folgt umformuliert werden: „… Anspruch auf angemessenen Schadenersatz, mindestens jedoch auf 400 Euro.“

Zu § 14:
Die vorgesehene Regelung enthält eine Kollisionsbestimmung für den Fall der Mehrfachdiskriminierung sowohl auf Grund einer Behinderung als auch auf Grund der Rasse oder ethnischen Herkunft außerhalb der Arbeitswelt. Hinsichtlich des außergerichtlichen Verfahrens ist die Kollision zwischen Schlichtungsstelle nach dem Behindertengleichstellungsgesetz und Gleichbehandlungskommission nach dem Gleichbehandlungsgesetz dahingehend geregelt, dass ausschließlich die Schlichtungsstelle zuständig ist. Die Schlichtungsstelle soll gemäß Abs. 2 sowohl die Bestimmungen des Behindertengleichstellungsgesetzes als auch die entsprechenden Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes anwenden. Es ist daher davon auszugehen, dass sie im Falle der Feststellung des Nichtvorliegens einer Diskriminierung auf Grund einer Behinderung trotzdem auch über das Vorliegen einer Diskriminierung auf Grund der Rasse oder ethnischen Herkunft zu entscheiden hätte.

Diese Regelung ist insofern problematisch, als bei der bloßen Geltendmachung der Ansprüche nach dem Gleichbehandlungsgesetz wegen Diskriminierung auf Grund der Rasse oder ethnischen Herkunft auf Grund der rechtlich unterschiedlichen Konstruktion der Schlichtungsstelle und der Gleichbehandlungskommission ein völlig anderes Verfahren stattfinden würde. Während das Behindertengleichstellungs-gesetz eine sukzessive Kompetenz, d.h. eine Anrufung des Gerichtes nach bescheidmäßiger Entscheidung der Schlichtungsstelle, vorsieht, ist nach dem Gleichbehandlungsgesetz eine gleichzeitige Anrufung von Gericht und Gleichbehandlungskommission, deren Entscheidung mangels Behördenqualität keinen Bescheidcharakter hat, vorgesehen. Im Hinblick auf die relativ lange Dauer von Gerichtsverfahren würde dies für die Betroffenen einen Nachteil darstellen, wenn die Schlichtungsstelle das Vorliegen einer Diskriminierung auf Grund der Rasse oder ethnischen Herkunft verneint bzw. einen zu niedrigen Schadenersatzanspruch zuerkennt. Auf ein- und denselben Sachverhalt, nämlich behaupteter Diskriminierung von Rasse oder ethnischer Herkunft würden daher unterschiedliche Verfahren Anwendung finden, je nachdem, ob auch eine Diskriminierung auf Grund einer Behinderung geltend gemacht wird. Diese Differenzierung erscheint im Hinblick auf den verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz, der nur sachlich gerechtfertigte Differenzierungen zulässt, bedenklich.

Möglich wäre, keine eigene Zuständigkeit bei Mehrfachdiskriminierung vorzusehen, sodass beide Stellen unabhängig voneinander anzurufen wären, oder eine Wahlmöglichkeit vorzusehen, wonach die betroffene Person bei Berufung auf Behinderung jedenfalls die Schlichtungsstelle anzurufen hat, und sich hinsichtlich einer weiteren Diskriminierung wahlweise an das Gericht oder an die Schlichtungsstelle für beide Diskriminierungstatbestände wenden kann.

Zu § 17:
Bei Mehrfachdiskriminierung stellt auch diese Regelung ein Problem dar, da der Entwurf eines Gleichbehandlungsgesetzes eine nicht so weitreichende Beweismaßerleichterung, nämlich nur eine beiderseitige Glaubhaftmachung, vorsieht. Die Beweismaßregelung sollte daher dem Gleichbehandlungsgesetz (Entwurf) angeglichen werden.

Zu Artikel 2 des Entwurfes (Schlichtungsstellengesetz - SchlStG):

Zu § 9:
In Absatz 3 wäre klarzustellen, dass auch das Vorliegen einer Diskriminierung durch Bescheid festzustellen ist. Es wird folgende Formulierung vorgeschlagen:

"Die Schlichtungsstelle hat mit Bescheid festzustellen, ob eine Diskriminierung vorliegt. Wird das Vorliegen einer Diskriminierung und damit eines erlittenen materiellen oder immateriellen Schadens festgestellt, ist auch die Höhe des Schadenersatzes im Bescheid festzusetzen."

Zu § 10:
In Abs. 2 wären die Worte "auf das zuständige Gericht" zu streichen.

Zu § 13:
Gemäß § 12 des Entwurfes eines Schlichtungsstellengesetzes ist die Behinderungsanwaltschaft zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes oder des § 7 Behinderteneinstellungsgesetzes diskriminiert fühlen. Zu diesem Zweck kann sie Sprechstunden und Sprechtage im gesamten Bundesgebiet abhalten. Die Selbständigkeit, Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit wird mittels Verfassungsbestimmung des Absatzes 1 des § 12 garantiert. Die Behindertenanwaltschaft ist somit im Gegensatz zur Schlichtungsstelle keine Verwaltungsbehörde mit Imperium.

Die Einschränkung des § 13 Abs. 4, dass nur Personen mit österreichischer Staatsbürgerschaft zu Behindertenanwälten bestellt werden können, widerspricht Artikel 39 (vormals Artikel 48) des EG-Vertrages. Diese Bestimmung besagt, dass innerhalb der Gemeinschaft die Freizügigkeit der Arbeitnehmer/innen gewährleistet ist. Artikel 39 Abs. 4 statuiert eine Ausnahme für die Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung. Diese Ausnahme findet auf die Bestellung eines Behindertenanwalts/einer Behindertenanwältin jedoch keine Anwendung. Nach ständiger Judikatur des EuGH ist der Artikel 39 Abs. 4 nur dann anwendbar, wenn die Beschäftigung mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse und Verantwortlichkeiten für die Wahrung der allgemeinen Belange des Staates verbunden ist (zB: EuGH, RS 149/79, Kommission gegen Belgien).

Dies ist jedoch bezogen auf die Tätigkeit des Behindertenanwalts/der Behindertenanwältin sicherlich nicht der Fall.

Zu § 18:
Es wird - wie beim Behindertengleichstellungsgesetz - angeregt, den Entwurf explizit geschlechtsneutral zu formulieren, da es sich auch hier um ein neues Gesetz han​delt.

Zu Artikel 3 des Entwurfes (Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes):

Zu § 7d:
In § 7d Absatz 14 ist in Umsetzung von Artikel 11 der Richtlinie 2000/78/EG ein Benachteiligungsverbot als Reaktion auf eine Beschwerde normiert. Aus Gründen der Übersichtlichkeit für die Rechtsanwender/innen und im Hinblick darauf, dass dem Viktimierungsschutz in der Diskussion über die Umsetzung der Richtlinie besondere Bedeutung beigemessen wird, wird angeregt, diese Bestimmung - wie in den Entwürfen eines Gleichbehandlungsgesetzes und eines Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes - in einem eigenen Paragraphen mit Überschrift zu normieren.

Zu §7e:
Die Frist von sechs Wochen für die Einbringung von Anträgen betreffend Kündigung oder Entlassung erscheint im Hinblick zu den vergleichbaren Kündigungsanfechtungsregelungen im Gleichbehandlungsgesetz und Bundes-Gleichbehandlungsgesetz mit jeweils 14 Tagen sehr lange. Es sollte zumindest in den Erläuterungen eine sachliche Begründung  hierfür angegeben werden.

Zu § 7f:
Die vorgesehene Regelung enthält eine Kollisionsbestimmung bei Mehrfachdiskriminierung in der Arbeitswelt. Es wird auf die Ausführungen zu § 14 des Entwurfes für ein Behindertengleichstellungsgesetz bei Mehrfachdiskriminierung außerhalb der Arbeitswelt verwiesen.

Zu § 7g:

Anstelle von „ Antrag auf Entscheidung des Gerichts “ sollte von Klage gesprochen werden, da es sich ja um ein streitiges Verfahren handelt.

Zu § 7i:

Siehe Anmerkung zu § 17 BGStG

Zu § 7j:

Das Gemeinschaftsrecht fordert keine Verbandsklage; dementsprechend sieht auch das Gleichbehandlungsgesetz eine solche nicht vor.

Es ist zu erwarten, dass bei Umsetzung des gegenständlichen Entwurfes Druck dahingehend entsteht, auch im Gleichbehandlungsgesetz eine Verbandsklage vorzusehen, was dort im Hinblick auf die Vielzahl von einschlägigen Nichtregierungsorganisationen kaum zu realisieren ist.

Es wird daher angeregt, die Notwendigkeit einer Verbandsklage nochmals zu überdenken. Dies nicht zuletzt deswegen, weil das BEinstG grundsätzlich einzelfallbezogen ist, sodass die Verbandsklage auch von der Sache her nicht als geeignetes Instrument erscheint.

Überlegenswert wäre hingegen ein Parteienvertretungsrecht auch der Vereinigung nach § 10 Abs. 2 BBG als „ gesetzlicher Interessenvertretung “ im gerichtlichen Verfahren.

Zum Allgemeinen Teil der Erläuterungen:

Zu Seite 19:

Zu Absatz 2 ist anzumerken, dass die Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen erst im Jahr 2002 beschlossen wurde (Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002).

In Absatz 3 hätte es "Personenkreise" zu lauten.

Mit freundlichen Grüßen

Wien, am  DOCPROPERTY  FSC#EIBPRECONFIG@1.1001:EIBApprovedAt  \* MERGEFORMAT 
Für den Bundesminister:

Mag. Konetzky DOCPROPERTY  FSC#EIBPRECONFIG@1.1001:EIBApprovedByTitle  \* MERGEFORMAT 
Elektronisch gefertigt.
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